F EBD ALT VE WERBEN nme ae ze r 

Das Blatt erſcheint nach + + > Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 

Bedarf, im allgemeinen anſtalten und durch die 

monatlich zweimal, zum = Expedition des Blattes 

Preiſe von jährlich M. 10. a Berlin WS, Mauerſtr. 4/4. 
der 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Nr. 2. AR Berlin, Montag, den 3. Lebruar 1919. * 1g9. Jahrgang. 


Inhalt: 

I. Perſönliche Angelegenheiten: S. 19. 

II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten: Reichsbankgiroverkehr S. 20. Verhalten der Beamten bei 
den Wahlen S. 21. Einmalige Kriegsteuerungszulage S. 22. Zentralheizungsanlagen S. 22. 
Beſtallungen für Beamte S. 24. 

‚ Ömmdelsangelegenheiten: 1. Handelsverkehr: Einfuhrhandel S. 24. Verkehr mit Süßigkeiten 
S. 25. — 2. Schiffahrts angelegenheiten: Kaiſer Milhelm⸗Kanal S. 26. — 8. Sonſtige 
Angelegenheiten: Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen S. 26. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Herſtellung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
wendung von Azetylen S. 27. — 2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Schlichtung von 
Arbeitsſtreitigkeiten S. 27. Verzeichnis der Arbeitsnachweiſe S. 28. Reichszentrale der Al beits⸗ 
nachweiſe S. 28. — 3. Reichs verſicherungsordnung: Arztliche Verſorgung bei den Kranken⸗ 
kaſſen S. 29. Verſicherung Erwerbsloſer S. 29. 

V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten: 1. Fortbildungsſchulen: Lehrgänge für Obſt⸗ und 
Gemüſeverwerkung S. 29. — 2. Fachſchulen: Schulgelderhebung von den aus dem Heeresdienſte 
zurückkehrenden Schülern S. 30. 

VI. Nichtamtliches: Bücherſchau S. 30. 


— 
— 
— 


1. Perſönliche Angelegenheiten. . 


| Das ordentliche Mitglied des Landes Zum 1. Januar d. J. ſind die Gewerbe⸗ 

k gewerbeamts, Geheimer Regierungsrat Dr. inſpektoren Wasmuht von Eſſen (Ruhr) 

Kühne in Berlin iſt zum Geheimen Re- nach Brieg, Schirmer von Münſter nach 

Rerungsrat und vortragenden Rat im Wittenberge a. E., Gebhardt von Verlin— 

Miniſterium für Handel und Gewerbe er- Lichterfelde nach Unna, Dr. Beyer von 

nannt worden. Berlin nach Lyck und Szezepanski von 

8 Duisburg nach Köslin verſetzt und mit der 

Der Seefahrtvorſchullehrer Tams in Verwaltung der Gewerbeinſpektionen in 

Altona iſt zum Seefahrtſchullehrer ernannt Brieg, Wittenberge a. E., Unna, Lyck und 

worden. Köslin beauftragt worden. £ 

zu hl Die Gewerbeaſſeſſoren Schalk in Pots⸗ 

„Der Gewerbeinſpektor Derdack in Saar- dam, Jantze in Bochum und Budde in 

brücken⸗Stadt iſt mit der Verwaltung der Bitterfeld find zu Gewerbeinſpektoren er⸗ 

Gewerbeinſpektion Saarbrücken⸗Land beauf⸗ nannt worden. 

tragt worden. Den Gewerbeaſſeſſoren Dr. Hantelmann 

Es 'ſind die Gewerbeinſpektoren Wichert in Caſſel und Schwertner in Duisburg 

in Schneidemühl nach Meſeritz, Rieckmann | find planmäßige Hilfsarbeiterſtellen bei den 

in Trier 1 nach Saarbrücken und Schu- Gewerbeinſpektionen Caſſel und Duisburg 
mann in Stade nach Hannover verſetzt und verliehen worden. 


mit der Verwaltung der Gewerbeinſpektionen Der Gewerbeaſſeſſor Thurmann iſt zum 
in Meſeritz, Saarbrücken⸗Stadt und Han⸗ 1. Januar d. J. von Neiße nach Bielefeld 
nover I beauftragt worden. verſetzt und der Gewerbeinſpektion Bielefeld 
Der Gewerbeinſpektor Albrecht in Trier als Hilfsarbeiter überwieſen worden. 

iſt zum 1. April d. J. nach Oppeln verſetzt! Es find 

und mit der Verwaltung der Stelle des zum 1. Jauuar d. Is. der Gewerbeaſſeſſor 
gewerbetechniſchen Hilfsarbeiters bei der Schulte in Wittenberge nach Altona verſetzt 
dortigen Regierung beauftragt worden. und mit der Wahrnehmung der Geſchäfte 


Dr, « 
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— 


eines Hilfsarbeiters bei der Gewerbeiuſpek— 
tion Altona beauftragt, 

zum 1. Februar d. Is. der Gewerbeaſſeſſor 
Körner in Berlin nach Berlin-Lichterfelde 
verſetzt und mit der Wahrnehmung der Ge 
ſchäfte eines Hilfsarbeiters bei der Gewerbe⸗ 
inſpektion Teltow-⸗Weſt beauftragt, 

zum 1. April d. Is. der Gewerbeaſſeſſor 
Schilling in Oppeln nach Frankfurt a. M. 
verſetzt und mit der Wahrnehmung der Ge— 
ſchäfte eines Hilfsarbeiters bei der Gewerbe⸗ 
inſpektion Frankfurt a. M.⸗Nord beauftragt 
worden. 

Der Gewerbeaſſeſſor Stiller in Suar- 
brücken⸗Land iſt nach Berlin verſetzt und 
mit der Wahrnehmung der Geſchäſte eines 
Hilfsarbeiters bei der Gewerbeinſpektion 
Berlin S. W. beauftragt worden. 


Die Gewerheiuſpektionsaſſiſtentin Alice! 


Müller in Berlin S. W. iſt mit der Wahre 
nehmung der Geſchäfte einer Aſſiſtentin bei 
der Gewerbeinſpektion Harburg heauftragt 
worden. 


Zu Baugewerkſchuloberlehrern ſind er⸗ 
nannt worden die Lehrer Regierungsbau⸗ 
führer Dipl.-Ing. Höppner in Eckernförde 


75 7 g 9 
G ae 2 


— ’ f 


und Regierungsbaumeiſter Dipl.-Ing. Rohde 
in Erfurt. * 


Gemäß § 4 Abſ. 2 der Ausführungs⸗ 
anweiſung vom 31. Dezember 1918 (SHM l. 
1919 S. 5) zur, Verordnung vom 20. März 
1905 über die Errichtung eines Landes⸗ 
gewerbeamtes und eines Ständigen Beirats 
für das gewerbliche Unterrichtsweſen ſind die 
nachgenannten Perſonen auf die Dauer von 
drei Jahren als außerordentliche Mitglieder 
in die Abteilung B des Landesgewerbeamtes 
berufen worden: 

1. Klempuermeiſter Plate, Hannover, 

2. Tiſchlerobermeiſter Rahardt, Berlin, 
8. eee Thierkopf, Magde— 

burg, - 
J. Buchdruckereibeſitzer Malkewitz, Stettin, 
5. Wagenbaumeiſter Karſchuck, Guns 
binnen, 
J Zimmermeiſter Carſtens, Wiesbaden, 
7. Schornſteinfegerobermeiſter Skladni⸗ 
fiewicz, Breslau, 

S. Anwalt Juſtizrat Prof. Dr. Grüger, 
Charlottenburg, 

9. Direktor Korthaus, Berlin. 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Reichsbankgiroverkehr. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 9, den 13. Januar 1919. 


Mit Beziehung auf meinen Runderlaß vom 3. Oktober 1917 (HMBL. S. 316) über⸗ 
ſende ich Abdruck der allgemeinen Verfügung des Finanzminiſteriums vom 21. Dezember 
1918, betreffend Anwendung des Portoablöſungsverfahrens im Verkehre mit den Reichsbank⸗ 


anſtalten, zur Beachtung. 


In Vertretung. 


25 12./J 206. 


Anlage. 


Finanzminiſterium. 


Dönhoff. 
„An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Berlin W. 66, den 21. Dezember 1918. 


Allgemeine Verfügung vom 21. Dezember 1918 (1. 4994, II. 17 187, 


III. 11959), betreffend Anwendung des 


Portoablöſungsverfahrens im Verkehre 


mit den Reichsbankanſtalten. 


Durch den Runderlaß vom 3. September 1917 — 


J. 6310, 11. 9868, III. 8008 — 


(Finanzminiſterialblatt S. 298) iſt vorgeſchrieben und in einem Sonderfall ift zugelaſſen 


worden, daß 


a) zu den Anzeigen über die im Reichsbankgiroverkehre gutgeſchriebenen Beträge 


Poſtkarten und 


* 
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b) zur Verſendung der Kontogegenbücher Briefumſchläge verwendet werden, die von 
den ftaatlichen Kaſſen im voraus mit ihrem Dienſtſtempel und dem Porto⸗ 
ablöſungsvermerke verſehen ſind. 

Der Herr Staatsſekretär des Reichspoſtamts hat hiergegen das Bedenken geltend 
gemacht, daß die Reichsbankanſtalten nicht zu den Dienſtſtellen uſw. und Privatperſonen 
gehören, denen von den Staatsbehörden Briefumſchläge und Poſtkarten geliefert werden 
a die im voraus mit dem Portoablöſungsvermerke, dem Dienſtſiegel der Behörden uſw. 
verſehen ſind. 

Das Verfahren wird daher dahin abgeändert, daß die von den Reichsbankanſtalten 
zu verwendenden Poſtkarten und Briefumſchläge nicht mehr mit dem Ablöſungsvermerke der 
ſtaatlichen Kaſſen zu verſehen ſind. Da die Reichsbank ſich ſeinerzeit zu den ſchriftlichen 
Anzeigen über die in dem Reichs bankgiroverkehre gutgeſchriebenen Beträge nur unter der 
Vorausſetzung bereit erklärt hat, daß ihr keine Portoauslagen erwachſen, ſo ſind die ent— 
ſtehenden Portokoſten auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 


Im Auftrage. 
Löhlein. 


An die nachgeordneten Behörden und Kaſſen. 


Verhalten der Beamten bei den Wahlen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. Januar 1919. 


Ich überſende Abdruck des Erlaſſes der Preußiſchen Regierung vom 9. d. M. über 
das Verhalten der Beamten bei den bevorſtehenden Wahlen zur Beachtung. 

Beamten und Arbeitern, die als Kandidaten auf die Vorſchlagsliſten für die Wahl 
zur deutſchen oder einer Landesnationalverſammlung geſetzt ſind, iſt der zur Vorbereitung 
der Wahl erforderliche Urlaub in entgegenkommender Weiſe — Arbeitern unter Weiter⸗ 
zahlung des Lohnes zu gewähren. Urlaubserteilung an Nichtkandidaten für Zwecke der 
Wahlvorbereitung bleibt den zuſtändigen Behörden nach Maßgabe des Einzelfalls und der 
ilmen als erſte Pflicht obliegenden Aufrechterhaltung eines ungeſtörten Dienſtbetriebs 
überlaſſen. 

* In Vertretung. 
4. B. 128.) 551./. B. 88. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
Abſchriſt. 


Zur Beachtung bei den bevorſtehenden Wahlen werden die Beamten darauf Hin- 
gewieſen, daß ihnen außerhalb des Dienſtes jede ihrer Überzeugung entſprechende politiſche 
Betätigung freiſteht; indeſſen haben ſie dabei die Grenzen innezuhalten, die ihnen die Rück⸗ 
ſicht auf die Unparteilichkeit ihrer Amtsführung auferlegt. Unzuläſſig iſt ſelbſtverſtändlich 
jede Verquickung amtlicher und politiſcher Tätigkeit. Insbeſondere darf das Vorgeſetzten⸗ 
verhältnis niemals zu einer Einwirkung auf die politiſche Gefinnung und Betätigung dienſt⸗ 
lich unterſtellter Perſonen mißbraucht werden. 

Ebenſo ſelbſtverſtändlich wie die Wahrung der Wahlfreiheit der Beamten iſt, daß kein 
Beamter die in ſeiner Hand befindliche amtliche oder ſoziale Macht zur Einwirkung auf 
die Abſtimmung der Wähler benutzen darf. 


Berlin, den 9. Januar 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
gez. Hirſch. 


En Anlage, 
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Anlage 1. 


Anlage II. 


Einmalige Kriegsteuerungszulage. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 18. Januar 1919. 


Im Anſchluß an die Runderlaſſe vom 2. Dezember v. J. (HMBl. S. 292 und 295) 
wird beſtimmt: 

Den vor der Einziehung zum Heeresdienſt in den Staatsverwaltungen beſchäftigt 
geweſenen Lohnangeſtellten höherer und niederer Ordnung, die bis zum 31. Dezember 1918 
unmittelbar aus dem Heeresdienſt in den Staatsverwaltungsdienſt zurückgekehrt ſind, 
iſt, ſofern ſie 
a) mit der Abſicht dauernder Beibehaltung eingeſtellt oder 

b) für die Dauer des Krieges angenommen waren und bei Eintritt in den Heeres— 

dienſt ſchon 6 Monate im Dienſte der Verwaltung ſtanden, 
die einmalige Kriegsteuerungszulage zu zahlen. Iſt den Angehörigen ſolcher Bedienſteten 
inzwiſchen bereits gemäß dem Runderlaſſe vom 28. März 1917 — Z. B. 1 100 
in der Familienkriegsbeihilfe die einmalige Kriegsteuerungszulage zum Anteilsbetrage 
gewährt worden, ſo iſt nur noch der Unterſchied zwiſchen dieſem und der zuſtändigen vollen 
Zulage nachzuzahlen. 
In Vertretung. 

Be 1 17. Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließl. Porzellan⸗ 
Manufaktur). 


Zentralheizungsanlagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 20. Januar 1919. 


Ich überſende Abdruck der Verfügung des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 11. b. Mts. zur Kenntnis. Da ſich gezeigt hat, daß die Beſtimmungen in 8 6 Abſ. b 
der Anweiſung vom 29. April 1909 (S. 6) — zu vgl. Hinweis auf S. 323 des Miniſterial⸗ 
blatts der Handels- und Gewerbeverwaltung für 1909 — vielfach nicht beachtet werden, 
iſt auf genauere Beachtung hinzuwirken; die bezeichneten Beſtimmungen find hierunter ab- 
gedruckt (ohne Anlagen). 
In Vertretung. 
7.B 1595/1 10071. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
Anlage I. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Berlin W. 66, den 11. Dezember 1918. 


Zur Ergänzung der in § 6 der Anweiſung zur Herſtellung und Unterhaltung von 
Zentralheizungs⸗ und Lüftungsanlagen vom 29. April 1909 enthaltenen Vorſchriſten, be⸗ 
treffend die Überwachung dieſer Anlagen durch die Baubeamten, beſtimme ich, daß die 
Regierungs- und Bauräte, geſtützt auf ihre in einem größeren Geſchäftsbereiche gewonnenen 
Erfahrungen, der Pflege der Heizungsanlagen in Staatsgebäuden hinfort ihre beſondere 
Aufmerkſamkeit zuwenden und unter ſorgfältiger Beachtung der Hinweiſe in den, mit den 
Runderlaſſen vom 28. Juli 1909 — III B 1. 134 —, 29. November 1914 — III 2760 B — 
und 26. Januar 1916 — III 2516 B — überſandten amtlichen Druckſchriften die Vorſtände 
der Hochbauämter in dem Bemühen unterſtützen, daß die Anlagen durch ſachverſtändige 
Behandlung vor Schäden bewahrt und die Betriebskoſten in angemeſſenen Grenzen gehalten 
werden. 

Insbeſondere haben die Regierungs- und Bauräte darauf zu achten, daß die nach 
der Anlage H der genannten Anweiſung erforderlichen Liſten über die Unterhaltungs⸗ und 
Betriebskoſten ordnungsmäßig aufgeſtellt und weitergeführt werden. Wo dies bisher nicht 
geſchehen iſt, ſind dieſe Liſten nachträglich alsbald von den Hochbauämtern in beſonderen 
Heften für jede Anlage getrennt aufzuſtellen und von den Regierungs- und Bauräten zu 
prüfen. Künftig ſind dieſe Liſten allen Anträgen auf Bewilligung außerordentlicher Mittel 
zur Ergänzung oder Anderung der Anlagen beizufügen. 
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Auch der Beſchaffung und Lagerung der Brennſtoffe haben die Regierungs⸗ und Bau⸗ 
räte ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden und auf Beſeitigung etwaiger nach ihrer Auffaſſung 
vorhandenen Mißſtände hinzuwirken. 0 Be 
Bei der Inſtandſetzung von Zentralheizungsanlagen haben ſich mehrfach Unzuträglich⸗ 
keiten dadurch ergeben, daß die Arbeiten infolge zu ſpäter Vorlage der Anträge nicht im 
Sommer, ſondern erſt während des Betriebs ausgeführt werden konnten. Die Ortsbau⸗ 
beamten haben bei den alljährlichen, während der Betriebszeit vorzunehmenden Beſichtigungen 
zu prüfen, ob Inſtandſetzungen erforderlich ſind, und das Nötige ſo zeitig zu veranlaſſen, 
daß die Arbeiten im Laufe des Sommers zur Ausführung gelangen können. 
Im Auftrage. 
Hinckeldeyn. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Miniſterialbaukommiſſion und den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten in Berlin. 


Anlage II. 


Anweiſung 
zur Herſtellung und Unterhaltung von Zentralheizungs- und Lüftungsanlagen. 


88 1—5 uſw. 
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Überwachung der Heizungs- und Lüftungsanlage. 
a) Überwachung durch den Baubeamte. 


\ 


Ziff. 1—6 uſw. 


p) Überwachung durch die nutznießende Behörde. 
7. Damit die Wirkung der Heizungs- und Lüftungsanlagen mit Sicherheit beurteilt 
werden kann, iſt es notwendig, daß die nutznießende Behörde durch ihre Beamten während 
der Gewährleiſtungszeit wöchentlich einmal vor Beginn der Dienſtſtunden die Temperatur 


in allen von der Zentralheizung erwärmten Räumen und die äußere Temperatur in. 


Graden Celſius meſſen und in eine Lifte nach dem Muſter der Anlage G eintragen läßt. 
Falls in den Gebäuden eine Anzahl gleichartiger und gleichliegender Räume vorhanden 
iſt, können dieſe Meſſungen auf einzelne dieſer Räume beſchränkt werden. 

8. Der Verbrauch an Brennſtoffen iſt dauernd in prüfungsfähiger Weiſe zu buchen. 
Die Koſten dafür find, unter Angabe der Einheitspreiſe, für die ganze Heizperiode zu er⸗ 
mitteln. Ferner ſind zur Ermittelung der Unterhaltungskoſten alle Inſtandſetzungs⸗ und 
Erneuerungsarbeiten nach dem Muſter der Anlage H zu buchen. 

9. Dieſe Aufzeichnungen über Wärmemeſſungen, Brennſtoffverbrauch, Unterhaltungs⸗ 
und Betriebskoſten werden durch die nutznießende Behörde dem Baubeamten mitgeteilt. 

10. Von 5 zu 5 Jahren, zum erſten Male am 1. Oktober 1910, iſt ſeitens des Bau⸗ 
beamten an die vorgeſetzte Behörde zu berichten, ob die Buchungen nach Anlage H bei 
allen Zentralheizungen ordnungsmäßig erfolgt ſind. 

11. Das Heizerperſonal iſt zu verpflichten, dem Baubeamten jede Auskunft zu geben 
und nach ſeinen Anweiſungen bei der Behandlung der Heizanlage zu verfahren. Falls ein 
1 15 Heizingenieur angeſtellt iſt, hat der Baubeamte ſich mit dieſem ins Benehmen 
zu ſetzen. 

88 7—8 uſw. 


Berlin, den 29. April 1909. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
(Unterſchrift.) 
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Beſtallungen für Beamte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 23. Januar 1919. 


Mit Beziehung auf meinen Runderlaß vom 4. v. M. (HMBL. 1918 S. 297) erſuche ich, 
Anlagen fortan zu den dort zu dollziehenden Beſtallungen für Beamte das nachſtehende Muſter zu 
verwenden. 
N Wo bei den bisherigen Beſtallungen noch beſondere Zuſätze, wie z. B. bei den Be⸗ 
ſtallungen für Eichamtsſekretäre und Eichmeiſter nach dem Runderlaſſe vom 4. April 1912 
(a 1424), vorgeſchrieben waren, bleiben dieſe unverändert; ſollten auch in dieſer 
| Beziehung Anderungen nötig erſcheinen, ift an mich zu berichten. 


Den nachgeordneten Behörden iſt hiervon nur ſoweit erforderlich Kenntnis zu geben. | 
| In Vertretung. 
1 Il Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


f Im Namen der Preußiſchen Regierung. 


Der Hafenpolizeibüroaſſiſtent H. in Y. wird hiermit zum Hafenpolizeiſekretär ernannt. 


C N. dend ap ER 
. Der Regierungspräſident. 
4 
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III. Handelsangelegenheiten. 
1 1. Handelsverkehr. 
Einfuhrhandel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 24. Januar 1919. 
Aluage⸗ Anliegend überſende ich Abdruck einer Mitteilung. des Reichswirtſchaftsamts vom 
4 13. d. Mts., betreffend die Wiedereinſetzung des freien Einfuhrhandels, mit dem Erſuchen, 
auf Anfragen aus beteiligten Kreiſen im Sinne der anliegenden Ausführungen Auskunft 
zu erteilen 
Iim Auftrage. 
IIb. 249. Neuhaus. 
An die Handelsvertretungen (außer den linksrheiniſchen) 
X und den Deutſchen Induftrier und Handelstag. 
4 Anlage.“ 
Reichs wirtſchaftsamt. Berlin, den 18. Januar 1919. 

III. / 1. 592. 

Seit Beginn des Waffenſtillſtandes mehren ſich die Anfragen aus Intereſſentenkreiſen, 
ob mit baldiger Wiedereinſetzung des freien Einfuhrhandels gerechnet werden kann. Dabei 
K kommt vielfach die Auffaſſung zum Ausdruck, daß es im Intereſſe des raſchen Wieder⸗ 
| aufbaues unſerer Wirtſchaft geboten ſei, dem Handel baldigſt freie Betätigungsmöglichkeit 
1 in demſelben Umfang einzuräumen, den er bis zum Ausbruch des Krieges gehabt hat. 


0 Aus naheliegenden Gründen iſt es zurzeit kaum möglich, Endgültiges über die Formen mitzu⸗ 

teilen, in deuen ſich der Einfuhrhandel nach Friedensſchluß vollziehen wird. Soweit ſich 
A ſchon heute allgemeine Angaben darüber machen laſſen, beehre ich mich, zu den Anregungen 
aus Intereſſentenkreiſen das Folgende mitzuteilen: 


ie 
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Den Wunſch, den Einfuhrhandel baldmöglichſt in die deutſche Volkswirtſchaft wieder 
einzuſchalten, teile ich. Ich muß jedoch darauf hinweiſen, daß der Wiedereinſchaltung des 
Einfuhrhandels während der Dauer des Waffenſtillſtandes die feindliche Blockade 
entgegenſteht, die es unmöglich macht, Waren von den bisher feindlichen Ländern im Wege 
des freien Handels zu beziehen. Die Einfuhr von Lebensmitteln und Rohſtoffen aus den 
neutralen Staaten iſt aber bekanntlich kontingentiert. Über die vertraglich feſtgelegten 
Kontingente hinaus iſt die Einfuhr von Lebensmitteln und Rohſtoffen aus den neutralen 
Staaten bis auf weiteres nicht möglich. Dieſe beſchränkte Einfuhr muß jedoch bis zum 
Abſchluß des Präliminarfriedens im weſentlichen durch die dafür geſchaffenen Organiſationen 
erfolgen. Das iſt notwendig, weil der Einkauf durch den freien Handel auf den beſchränkten 
Märkten der neutralen Staaten zu Preisſteigerungen führen würde, die weder für uns, 
noch für die neutralen Staaten erträglich wären. Die neutralen Staaten haben keinen 
Zweifel darüber gelaſſen, daß ſie die Wiedereinſetzung des freien Handels im gegenwärtigen 
Augenblicke nicht dulden, ſondern daß ſie genötigt ſein würden, den Einkauf durch den 
freien Handel auf ihren Märkten zu verhindern. Dazu kommt, daß die in den neutralen 
Ländern lagernden Rohſtoffe und Lebensmittel, ſoweit fie von Überſee ſtammen, unter der 
Kontrolle beſonderer Organiſationen ſtehen, die die Ausfuhr nach Deutſchland auch dann 
nicht zulaſſen würden, wenn die neutralen Staaten ihrerſeits dem Einkauf und der Ausfuhr 
dieſer Waren keine Schwierigkeiten in den Weg legen würden. Unter dieſen Umſtänden iſt 
es zurzeit nicht möglich, den Einfuhrhandel in der früher üblichen Weiſe wieder einzuſetzen. 

Was die Einfuhr aus den feindlichen Staaten anbelangt, ſo dürfte während der 

Dauer des Waffenſtillſtandes lediglich die Einfuhr von Lebensmitteln in Betracht kommen. 
Es erſcheint nach Lage der Sache ausgeſchloſſen, daß die Entente und die Vereinigten 
Staaten den Einkauf und die Einfuhr dieſer Lebensmittel im Wege des freien Handels 
geſtatten würden. Es iſt vielmehr anzunehmen, daß dieſe Einfuhr durch beſondere 
Organiſationen, nicht aber im Wege des freien Einkaufs wird erfolgen müſſen. 

„Fur die Zeit nach Abſchluß des Präliminarfriedens iſt es im Augenblick nicht 
möglich, anzugeben, in welcher Weiſe ſich die Einfuhr nach Deutſchland geſtalten wird. 
Maßgebend in dieſer Beziehung werden unter anderem die Beſtimmungen des Friedens⸗ 
bertrags fein. Es kann jedoch ſchon jetzt geſagt werden, daß der Betätigung des Handels 
überall dort möglichſt weiter Spielraum gegeben werden wird, in denen ſeine Tätigkeit not⸗ 
wendig und zweckmäßig und daher volkswirtſchaftlich berechtigt iſt, und daß die Kontrolle 
und Regulierung des Handels durch ſtaatliche Maßnahmen auf dasjenige Maß beſchränkt 
werden wird, das durch den Ausgang des Krieges und die wirtſchaftliche Lage des Reichs 
geboten iſt. Es würde zur baldigen Herſtellung einer geordneten und volkswirtſchaftlich 
zweckmäßigen Geſtaltung der Einfuhr und zur Wiederbelebung des Einfuhrhandels bei- 
tragen, wenn der Einfuhrhandel ſeine bisherige Zerſplitterung aufgeben und den Gedanken 
des Zuſammenſchluſſes zu Verbänden auf der Grundlage der Selbſtverwaltung aufnehmen 
und in die Wirklichkeit umſetzen würde, da ſich auf dieſem Wege der Wunſch nach möglichſt 
freier Betätigung des Handels mit der Notwendigkeit gewiſſer ſtaatlicher Einflußnahme auf 
die Tätigkeit des Handels zwanglos vereinigen laſſen würde. 

(Unterſchrift.) 

An die Bundesregierungen. 


Verkehr mit Süßigkeiten. 


Preußiſcher Staatskommiſſar Berlin, den 24. 1919 
für Volksernährung. 1 ö 


St. K. f. V. VI b. 33. 
M. f. H. II b. 259. 


Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Staatsſekretürs des Neichsernährungs⸗ 
amts über den Verkehr mit Süßigkeiten von 28. Dezember 1918 (Ach Bl. 8. 1471). 


Auf Grund der 88 4 und 10 der vorgedachten Verordnung wird folgendes beſtimmt: 
Zu 84. 


. 1. Die Kommunalverbände haben für Süßigkeiten, die aus dem ihnen zugeteilten 
Zucker hergeſtellt werden, eine Verbrauchsregelung einzuführen. Die aus Kommunalzucker 
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hergeſtellten Süßigkeiten dürfen nur entweder in beſonderen Verkaufsſtellen oder gegen 
Verabfolgung von Lebensmittelkarten-Abſchnitten abgegeben werden. 3 

2. Die Süfigfeitenherfteller erhalten neuen Kommunalzucker zur Herſtellung von 
Süßigkeiten, 

a) wenn der Süßigkeiten⸗Verkauf in beſonderen Verkaufsſtellen ſtattfindet, in einem 
von dem Kommunalverbande zu bemeſſenden Umfange, wobei der bisherige 
Verbrauch und die Knappheit der vorhandenen Zuckervorräte zu berückſichtigen ſind; 

b) wenn der Süßigkeiten⸗Verkauf nicht in beſonderen Verkaufsſtellen ſtattfindet, 
nur gegen Abgabe der Lebensmittelkarten-Abſchnitte. Die erſtmalige Abgabe 
geſchieht in dieſem Falle durch Vorſchußbelieferung. f 

3. Die Kommunalverbände haben für die aus Kommunalzucker hergeſtellten Süßig⸗ 
keiten niedigere Höchſtpreiſe als die in der Verordnung vom 28. Dezember 1918 beſtimmten 
feſtzuſetzen. Die niedigeren Höchſtpreiſe müſſen dem billigeren Preiſe des Kommunalzuckers 
Rechnung tragen. 

Zu 8 10. 


4. Über die Schließung der Betriebe gemäß 8 10 Abſatz 1 der Verordnung entſcheiden 
die nach Ziffer 1 der vom Miniſter für Handel und Gewerbe am 29. Juni 1916 (HMBl. 
S. 205) erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über den Handel mit 
Lebens- und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. Juni 1916 
(RGBl. ©. 581) errichteten Handelszulaſſungsſtellen mit der Maßgabe, daß für den Bezirk 
der Staatlichen Verteilungsſtelle für Groß-Berlin die Stelle bei dem Polizeipräſidenten in 
Berlin gebildet wird. 

5. Über die Beſchwerde gemäß § 10 Abſatz 2 der Verordnung entſcheidet endgültig 
der Regierungspräſident, in deſſen Bezirk die zur Betriebsſchließung zuſtändige Stelle ihren 
Sitz hat, im Bezirke der Staatlichen Verteilungsſtelle für Groß-Berlin deren Vorſitzender. 


Preußiſcher Staatskommiſſar Der Miniſter 
für Volksernährung für Handel und Gewerbe. 

In Vertretung. Im Auftrage. 

Dr. Peters. Neuhaus. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 
Kaiſer Wilhelm⸗Kanal. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 25. Jannar 1919. 


Im Namen der Reichsleitung hat das Reichs⸗Marineamt mit dem 5. Januar 1919 
den Kriegsbetrieb für den Kaiſer Wilhelm-Kanal aufgehoben. Mit dieſem Tage iſt der 
Betrieb auf dem Kaiſer Wilhelm-Kanal vom Kanalamt wieder übernommen worden. 

Im Auftrage. 
In. 441. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seefahrtsbezirke. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 22. Jauuar 1919. 


Nach § 4 der Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit verflüſſigten und ver⸗ 
dichteten Gaſen“), find Schutzkappen für Ventile mit einer Offnung zu verſehen, die den bei 
Undichtheit der Ventile ausſtrömenden Gaſen Abzug gewähren ſoll. Bei den Schlüſſel⸗ 
kappen iſt die Vierkantlochung von 9 mm im Quadrat im oberen Boden für den genannten 
Zweck ausreichend, ohne daß durch Stauung der Gaſe in der Kappe ihre Sprengung zu 
beſorgen iſt. Dagegen hat ſich die bisher übliche ſeitliche Bohrung der Glockenkappen von 
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je etwa 3 mm im Durchmeſſer nach exploſionsartigen Zerſtörungen der Kappen von 
Kohlenſäureflaſchen als unzureichend erwieſen. 405 

Der Reichskommiſſar für die Bewirtſchaftung verflüſſigter und verdichteter Gaſe hat 
dieſerhalb bereits zwiſchenzeitliche Anordnungen getroffen, indem er bei neuen Glocken⸗ 
kappen entweder eine in der oberen Sechskantmutter einzugießende Offnung von etwa 
10 mm Durchmeſſer oder zwei ſeitliche Offnungen von je mindeſtens 7 mm Durchmeſſer 
vorgeſchrieben hat. f 1 8 

Ich erachte die dauernde Beachtung dieſer Forderung für nötig und erſuche, dem⸗ 
gemäß zu verfahren. Die abnehmenden Dampfkeſſelüberwachungsvereine haben entſprechende 
Weiſung erhalten. 

Im Auftrage. 

III. 4438. von Meyeren. 


An die Verkaufsſtelle des Verbandes Deutſcher Stahlflaſchenfabriken in Düſſeldorf. 


—. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Berwendung von Azetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 20. Januar 1919. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. März 1918 (SMBl. S. 132) wird bekanntge⸗ 
geben, daß die nachſtehend bezeichneten Firmen Typenzeugniſſe des Deutſchen Azetylen⸗ 
vereins auf ihre Waſſervorlagen erhalten haben, und zwar unter 


Nr. 76. Fr. P. Schmidt in Suhl i. Thür., mit Datum vom 22. April 1918. 

Nr. 77. Continental Licht- und Apparatebaugeſellſchaft m. b. H. in Frankfurt a. M. 
mit Datum vom 25. Juni 1918. Bezeichnung „Continental Sicherheits⸗ 
Waſſervorlage“. 

Ferner iſt der Firma Paul Pitlinski in Wolters dorf⸗Luckenwalde geſtattet worden, 
ihre durch Tiefereintauchen des Gaseinführungsrohrs mitſamt dem Sicherheitsrohr in die 
Vorlage abgeänderte Waſſervorlage mit dem gleichen Schilde und der gleichen Nummer 
wie die unter Nr. 74 geprüfte Waſſervorlage — mitgeteilt durch Erlaß vom 18. März 1918 
(HMBl. S. 132) — zu verſehen. 

Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden unter Abdruck dieſes Erlaſſes im Amtsblatt ent⸗ 
ſprechend anzuweiſen. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrucke dieſes Erlaſſes bei⸗ 
gefügt. Zeichnungen der Waſſervorlagen ſind, ſoweit ein Bedürfnis dafür vorliegt, von den 
in Frage kommenden Firmen anzufordern. 


Im Auftrage. 
III. 811. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 16. Januar 1919. 


Auf Grund des $ 31 der Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
ausſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten vom 23. Dezember 1918 (RGBl. 
S. 1456) übertrage ich die in den 88 15, 16, 18 Abf. 2 bis 4, 89 23, 30 dieſer Verordnung 
der Landeszentralbehörde zugewieſenen Aufgaben den Regierungspräſidenten, in deren 
Bezirken die nach der genannten Verordnung zu bildenden Schlichtungsausſchüſſe ihren 
Sitz haben, für die Stadt Berlin dem Oberpräſidenten in Charlottenburg. Bei der Er⸗ 
nennung von unparteiiſchen Vorſitzenden und ihren Stellvertretern (8 15 Abi. 4) für Schlich⸗ 
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tungsausſchüſſe in Bezirken, in denen der Bergbau eine weſentliche Bedeutung hat, erſuche 
ich, nach Benehmen mit dem Oberbergamt als ſtellvertretende unparteiiſche Vorſitzende 
Perſonen zu beſtimmen, die auf dem Gebiete des Bergbaues Erfahrung beſitzen. 

Allgemein iſt darauf hinzuwirken, daß die Wahl, gegebenenfalls die Ernennung der Vor⸗ 
ſitzenden und der ſtellvertretenden Vorſitzenden der Schlichtungsausſchüſſe gemäß 8 15 
Abſ. 4 der Verordnung unverzüglich erfolgt. 

Eine Veſtimmung über die den Vorſitzenden der Schlichtungsausſchüſſe und ihren 
Stellvertretern zu gewährende Vergütung ſowie über die Höhe der Tagegelder und des 
Erſatzes der notwendigen Fahrkoſten bei Reiſen, die ſie in Ausübung ihrer Tätigkeit als 
Vorſitzende auszuführen haben (§ 18 Abſ. 1), behalte ich mir vor. Ebenſo wird wegen der 
Verrechnung der nach § 18 Abſ. 4 vom Reiche zu tragenden Koſten weitere Verfügung 
erfolgen. 

In Vertretung. 
III 314/1476. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg, 
und zur Kenntnis an die Bergbehörden und die Herren Oberpräſidenten (mit Aus⸗ 
nahme von Charlottenburg). 


Verzeichnis der Arbeitsnachweiſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 16. Januar 1919. 


Vom Verbande Deutſcher Arbeitsnachweiſe iſt ein Verzeichnis der öffentlichen und 
gemeinnützigen Arbeitsnachweiſe Deutſchlands nach dem gegenwärtigen Stande zuſammen⸗ 
geſtellt worden. Das Verzeichnis ſoll dazu beitragen, die Unterbringung der zur Ent⸗ 
laſſung kommenden Heeresangehörigen ſowie der Arbeitsloſen im Wirtſchaftsleben zu er- 
leichtern. Dies dürfte beſonders allen Behörden und Einrichtungen, die in der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge und -Unterftügung tätig find, von Nutzen fein. Das Verzeichnis iſt in Taſchen⸗ 
format gefertigt, die Arbeitsnachweiſe ſind überſichtlich nach Landesteilen und Provinzen 
und innerhalb derſelben alphabetiſch geordnet. Der Preis ſtellt ſich auf 1 M für 1 Stück. 
Beſtellungen ſind an den Verband Deutſcher Arbeitsnachweiſe in Berlin, Am Köllniſchen 
Park 3, zu richten. > 

Ich ſtelle anheim, die Ihrem Verband angeſchloſſenen Arbeitsnachweiſe auf das Ver⸗ 
zeichnis aufmerkſam zu machen. 

Im Auftrage. 
III 169. von Meyeren. 


An die Vorſtände der Arbeitsnachweisverbände in Preußen 
und zur Kenntnis mit dem Erſuchen, den in Betracht kommenden nachgeordneten 
Behörden die Anſchaffung des Verzeichniſſes zu empfehlen, 
an die Herren Regierungspräfidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg, 


Reichszentrale der Arbeitsnachweiſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 27. Januar 1919. 

Die bei Ausbruch des Krieges errichtete „Reichszentrale der Arbeitsnachweiſe“ iſt 
der Abteilung für Arbeiterſtatiſtik des Statiſtiſchen Reichsamts angegliedert worden. Zum 
Vorſitzenden der Reichszentrale iſt der Direktor im Statiſtiſchen Reichsamt Dr. Zacher, 
zu ſeinem Stellvertreter und Referenten der Regierungsrat im Statiſtiſchen Reichsamt⸗ 
Dr. von Valta beſtellt. Die Geſchäftsräume der Reichszentrale befinden ſich jetzt in 
Berlin W. 62, Landgrafenſtraße 1. 

Ich ſtelle anheim, die angeſchloſſenen Arbeitsnachweiſe hiervon in Kenntnis zu ſetzen. 


Im Auftrage. 
III 7576. von Meyeren. 


An die Vorſtände der Arbeitsnachweisverbände. 


3. Reichsberſicherungsordnung. 

0 II. Buch. (Krankenverſicherung.) 

Arztliche Verſorgung bei den Krankenkaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 20. Januar 1919. 


N Um Fehlgriffen bei der Handhabung des § 2 der Verordnung zur Sicherung der 
ärztlichen Verſorgung bei den Krankenkaſſen vom 23. Dezember 1918 (RG Bl. S. 1454) 
zu begegnen, bemerke ich folgendes: 

Wenn von einer Krankenkaſſe in einem dem § 1 der Verordnung unterliegenden Falle 
den Kaſſenärzten ein dem § 2 a. a. O. entſprechendes Angebot gemacht, von den Kaſſen⸗ 
ärzten aber abgelehnt iſt, fo hat das Verſicherungsamt ($ 4 a. a. O.) der Kaſſe auf ihren 
Antrag die Ermächtigung zur Gewährung einer baren Leiſtung ſtatt der Krankenpflege uſw. 

gemäß 8 370 RO. zu erteilen. 2 
Nehmen dagegen die Arzte den Vorſchlag der Kaſſe au, jo iſt damit eine Ein'gung 
zwiſchen den Parteien zuſtande gekommen, daß die ärztlichen Bezüge innerhalb der im 8 2 
der Verordnung gezogenen Grenzen vom Schiedsamt erhöht werden ſollen. Das Schiedsamt 
it bei ſeiner Eutſcheidung an dieſe Grenzen gebunden, weil es nach allgemeinen Grund⸗ 
I die auch im Berliner Abkommen unter Nr. 5 und in den Beſtimmungen über die 
5 dung und Tätigkeit des Schiedsamts unter Nr. IV Ausdruck gefunden haben, über die 
Anträge der Parteien nicht hinausgehen darf. 

Im Auftrage. 
b v. Meyeren. 
An die Allgemeinen Oberverſicherungsämter. 


III. 861. 


Verſicherung Erwerbsloſer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 25. Januar 1919. 


0 ai Art. I det Verordnung des Reichsamts für die wirtſchaftliche Demobilmachung 
re Dezember d. Js. (RGB. S. 1445) iind in Abänderung der Verordnung über 
75 die am ulitjorge vom 13. November v. J. (NGBL. S. 1305) unter 8 12a Beſtimmungen 
Kranke eng Erwerbsloſer gegen Krankheit getroffen worden. Ich erſuche Sie, die 
Krankenkaſſen Ihres Bezirks auf dieſe Beſtimmung hinzuweiſen.“ 

Im Auftrage. 
von Meyeren. 


itzenden der Oberverſicherungsämter. 


III. 327. 


An die Herren Vorf 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Fortbildungsſchulen. 


Lehrgänge für Obſt⸗ und Gemüſeverwertung. 
Der 7 8 für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 27. Januar 1919. 
Mit Rückſicht auf die Bedeutung einer richtigen Obſt⸗ ARE e N 
e g einer richtigen Obſt⸗ und Gemüſeverwertung für das 
deutſche Wirtſchaftsleben werden in dieſem Jahre Sonderlehrgänge für Obſt⸗ und Gemüſe⸗ 
verwertung abgehalten werden, und zwar 
in Dahlem vom 7. bis 19. Juli, 
Geiſenheim vom 1. bis 9. Auguſt und 
= irren vom 22. September bis 4. Oktober. 
er Lehrgang in Dahlem iſt beſtimmt für Lehrerinnen aus den Provinzen Br 
„ gan. n zen Branden⸗ 
den z Pommern, Sachſen und Schleswig⸗Holſtein, der in Geiſenheim für Lehrerinnen aus 
den enten Hannover, Weſtfalen, Heſſen⸗Raſſau und dem Rheinland und der in Proskau 
für Lehrerinnen aus den Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Poſen und Schleſien. N 
Zu dieſen Lehrgängen können auch Haushaltungslehrerinnen zugelaſſen werden, die 
an der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtehenden Schulen unterrichten. Anmeldungen 
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find durch Vermittelung der für den Amtsſitz der Bewerberinnen zuſtändigen Regierungs⸗ 
präſidenten bis 8 Wochen vor Beginn des betreffenden Lehrganges an mich einzureichen. 

Für die Teilnahme werden die Koſten der Eiſenbahnfahrt in der III. Wagenklaſſe 
und ein Tagegeld von 5 6 gewährt werden. 

Die bei Ihnen eingehenden Meldungen wollen Sie mir mit einer gutachtlichen 
Außerung verſehen bis 6 Wochen vor Beginn des Lehrganges vorlegen. 

Im Auftrage. 

IV 413. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


2. Fachſchulen. 

Schulgelderhebung von den aus dem Heeresdienſte zurückkehrenden Schülern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 22. Jannar 1919. 

Im Einverſtändniſſe mit dem Finanzminiſterium wird genehmigt, daß die aus dem 
Heeresdienſte zurückkehrenden Schüler, die in einen von ihnen bereits erfolgreich zurück⸗ 
gelegten regelmäßigen Lehrgang einer ſtaatlichen oder bei Kap. 60 Tit. 10 des Staats⸗ 
haushalts für die Handels- und Gewerbeverwaltung aufgeführten Fachſchule zur wieder⸗ 
holten Vorbereitung auf die Klaſſe wieder eintreten, in die ſie bei dem Eintritt in das 
Heer verſetzt worden ſind, nur ein Schulgeld nach dem Verhältnis der auf dieſen Lehrgang 
entfallenden Beſuchszeit zu zahlen haben. 

Ferner werden Sie von mir im Einverſtändniſſe mit dem Finanzminiſterium ermächtigt, 
ſolchen bedürftigen und würdigen Kriegsteilnehmern, die über die für den Schulbeſuch 
erforderliche praktiſche Vorbildung verfügen und von denen nach ihren beſonderen Anlagen 
mit Sicherheit erwartet werden kann, daß ſie das Ziel der Schule in der normalen Zeit 
erreichen, das Schulgeld von vornherein und über die ſonſt im Kaſſenanſchlag feſtſtehende 
Grenze von 10 v. H. oder 5 v. H. der Iſteinnahme an Schulgeld hinaus ganz oder teil» 
weiſe zu erlaſſen. 
7 Im Auſtrage. 

IV 121. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten, ausſchließlich Gumbinnen, Allenſtein, Köslin, 
Lüneburg, Coblenz, Sigmaringen, Stralſund, Osnabrück und Aurich. 


c ͤ ö?! rn Fe Ze 
VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Aufträg herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Die Reichsſtempelabgabe bei Errichtung und Kapitalserhöhungen von Aktien⸗ 
geſellſchaften, Geſ. m. b. H., offenen Handelsgeſellſchaften uſw. von Regierungsrat Konietzko. 
Berlin 1918. Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C. 2. 

Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. 18. Band 1. Heft. Verlag von 

Franz Vahlen. 


Clemens Schultz, Paſtor in Hamburg⸗St. Pauli. Geſammelte Schriften eines 
Jugendpflegers. Im Auftrage der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt herausgegeben von 
Walther Claſſen. Berlin W. 8. 1918. Carl Heymanns Verlag. a 


Carl Heymanns Verlag, Berlin 98.8. — Gebruckt bei Julius Sttteufeld, Berlin W. 8. 


